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Vernehmlassung: Entwurf zur Totalrevision der Verordnung zum Bundesgesetz 
über den Datenschutz (VDSG) 
 


 


Sehr geehrte Damen und Herren 


 


Sie haben uns eingeladen, zur oben genannten Vernehmlassungsvorlage Stellung zu nehmen. Für 


diese Gelegenheit zur Meinungsäusserung danken wir Ihnen bestens. 


 


Allgemeine Bemerkungen 
Die Mitte begrüsst prinzipiell das revidierte Bundesgesetz über den Datenschutz und die Verordnung 
zum Bundesgesetz über den Datenschutz. Denn wir wollen ein modernes Datenschutzrecht mit hohen 
Standards beim Konsumentenschutz und bei der Sicherheit der Privatsphäre. Dieses Datenschutzrecht 
muss jedoch zweckmässig sein, es muss administrativ auch für KMU und Startups umsetzbar sein und 
darf die Innovationskraft des Wirtschaftsstandorts Schweiz nicht bremsen. Denn wir wollen das Potential 
der digitalen Transformation ausschöpfen. Der Aufwand und die damit erreichte Erhöhung des 
Datenschutzes müssen daher in einem angemessenen Verhältnis stehen. Auch sind sogenannte 
«Swiss Finishes», das heisst Regulierungen, die über den notwendigen Anpassungsbedarf 
hinausgehen, zu vermeiden.  
 
Swiss Finishes und internationaler Kontext 
Datenschutz darf nicht an unseren Grenzen enden. Wir unterstützen daher, dass die Vorgaben der 
Verordnung klar in einem internationalen Kontext eingebettet sind. So spricht sich die Mitte explizit dafür 
aus, dass die Verordnung mit der europäischen Datenschutz-Grundverordnung kompatibel ist. Damit 
eine grenzüberschreitende Datenübermittlung zwischen der Schweiz und den EU-Staaten beidseitig 
ohne zusätzliche Hürden möglich bleibt, müssen jedoch jegliche «Swiss Finishes», die über den 
notwendigen Anpassungsbedarf gehen, vermieden werden: das DSG, beziehungsweise die VDSG 
dürfen daher nicht strenger sein als die DSGVO. Leider ist dies entgegen den Entscheidungen des 
Parlaments in der Verordnung zum Teil der Fall. Die Mitte bittet darum, dass dies korrigiert wird, 
beispielsweise in Art. 13 Abs. 1 bezüglich der Modalitäten der Informationspflichten, welche sich 
gemäss Gesetz und DSGVO nur auf den Verantwortlichen beziehen und nicht auf den 
Auftragsbearbeiter. 
 
Das Auskunftsrecht in Art. 20 ist ein essenzieller Teil einer effektiven Datenschutzregelung. Wir 
begrüssen daher die Konkretisierung des Auskunftsrechts, welches dazu verpflichtet, 
Auskunftsbegehren binnen einer spezifischen Frist zu beantworten. Die Aufbewahrungspflicht aus Art. 
20 Abs. 5 kennt jedoch keine Grundlage in der DSGVO. Zudem sollte die maximale Beteiligung an den 
Kosten bei Art. 23 Abs. 2 erhöht werden, beziehungsweise an den effektiven Aufwand gekoppelt 
werden, da die Auskunftserteilung mit einem Aufwand von über 300 Franken verbunden sein kann. 
 
Beim Auskunftsrecht sollte zudem Art. 21 Abs. 1 Satz 2 gestrichen werden, da in der Praxis ein 
Verantwortlicher nicht immer klarstellen kann, ob und welche weiteren Verantwortlichen ebenfalls 
zuständig sein könnten. Auch sollte Art. 21 Abs. 2 präzisiert werden, da anhand der jetzigen 
Formulierung ein Verantwortlicher, eine mögliche Verantwortung nach eigenem Ermessen von sich 
weisen könnte, um sie unbegründeterweise an einen Auftragsbearbeiter weiterzuleiten. 
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In Art. 8 begrüssen wir die Konkretisierung der Beurteilungspflicht über die Gewährleistung von 
Datenschutzstandards, wenn Personendaten ins Ausland geleitet werden, insbesondere zur Achtung 
der Menschenrechte. Allerdings kann nur der Bundesrat eine verbindliche Positivliste erstellen. Dies 
sollte, der Klarheit halber, in Art. 8 präzisiert werden. 
 
Die Ausführungsverordnung bedarf Grundlagen im Gesetz 
Jeder Punkt der Verordnung bedarf einer Grundlage im Gesetz. Mehrere Regelungen in der Verordnung 
gehen unseres Erachtens jedoch über diesen Rahmen hinaus. So geht beispielsweise die 
Protokollierungs- und Aufbewahrungspflicht in Art. 3 über das Gesetz hinaus und würde gerade für KMU 
einen beträchtlichen Aufwand generieren. Auch Art. 15 entwickelt bei der Bekanntgabe von 
Personendaten Anforderungen, welche keine Grundlage im Gesetz kennen und starke 
Zusatzanforderungen bedeuten würden. Dasselbe gilt für Art. 16 bezüglich der Information über die 
Berichtigung, Löschung oder Vernichtung sowie die Einschränkung der Bearbeitung von 
Personendaten. Diese Punkte, die vom Parlament abgelehnt wurden, dürfen nun nicht über die 
Verordnung wieder eingeführt werden. 
 
Praktikables Datenschutzrecht 
Wir setzen uns für ein Datenschutzrecht ein, welches für die gesamte Schweizer Wirtschaft praktikabel 
ist, vom international tätigen Grossunternehmen bis zum KMU oder Startup. Wir unterstützen daher die 
Ausnahmen in Art. 26 der Verordnung von der Pflicht zur Führung eines Verzeichnisses der 
Bearbeitungstätigkeiten für Unternehmen, die weniger als 250 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
beschäftigen. Allerdings sollte präzisiert werden, dass die Pflicht zur Führung eines Verzeichnisses im 
Falle der Bearbeitung von besonders schützenswerte Personendaten sich auf die Vorgänge mit 
besonders schützenswerten Personendaten beschränkt und nicht auf alle Vorgänge des Unternehmens 
bezieht. 


 


Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme und verbleiben mit freundlichen Grüssen. 


 


Die Mitte 


 


 


 


 


Sig. Gerhard Pfister   Sig. Gianna Luzio 


Präsident Die Mitte Schweiz  Generalsekretärin Die Mitte Schweiz 
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Entwurf zur Totalrevision der Verordnung zum Bundesgesetz über den Datenschutz (VDSG)/ 


Vernehmlassungsantwort der FDP.Die Liberalen 


 


Sehr geehrte Damen und Herren 


 


Für Ihre Einladung zur Vernehmlassung oben genannter Vorlage danken wir Ihnen. Gerne geben wir 
Ihnen im Folgenden von unserer Position Kenntnis. 
 


FDP.Die Liberalen lehnt den in Vernehmlassung gegebenen Entwurf der Totalrevision der Verordnung zum 


Bundesgesetz über den Datenschutz (E-VDSG) ab und beantragt dessen Überarbeitung.  


 


Ein solider Datenschutz ist ein grundliberales Anliegen. Eine zeitgemässe, praktisch umsetzbare und 


international abgestimmte Datenschutzgesetzgebung ist zudem von hoher wirtschaftlicher Bedeutung. Die 


FDP hatte sich deshalb im Parlament bei der Totalrevision des Datenschutzgesetzes für ein 


Datenschutzgesetz stark gemacht, das eben diesen Anforderungen entspricht. Dabei legte sie besonderen 


Wert darauf, dass den rechtlichen Entwicklungen auf europäischer Ebene Rechnung getragen und auf für 


Schweizer Unternehmen schädliche «Swiss finishes» verzichtet wurde. Diese komplexe Aufgabe konnte 


das Parlament nach langen Beratungen mit der Verabschiedung des revidierten Datenschutzgesetzes 


(revDSG) schlussendlich erfolgreich abschliessen. Es wurde ein austarierter Kompromiss gefunden, den 


die FDP mittrug. 


 


Der E-VDSG trägt nun aber diesen parlamentarischen Beratungen des revDSG und der Zielsetzung des 


Revisionsvorhabens nicht genügend Rechnung: Der praktischen Umsetzbarkeit wurde beispielsweise bei 


der Revision des DSG ein hoher Stellenwert beigemessen. Von Unternehmen sollte nur verlangt werden, 


was sie auch realistischerweise erfüllen können. Der E-VDSG jedoch wirkt diesem Ziel entgegen. So sind 


die vorgeschlagenen Vorschriften zur Datensicherheit (Art. 2 E-VDSG) nicht, wie in Art. 8 Abs. 3 revDSG 


verlangt, als Mindestanforderungen ausgestaltet. Vielmehr stellen sie breit gefächerte, ambitionierte 


Schutzziele dar, deren Erfüllung angesichts der heutigen Cyberrisiken kaum realistisch ist. Verschlimmert 


wird dieser Umstand dadurch, dass die Verletzung der Mindestanforderungen gem. Art. 60 revDSG mit 


Strafe bedroht ist. Weiter wird das E-VDSG einem zweiten Grundziel der Revision des DSG, der 


internationalen Abstimmung, nicht gerecht. Konnten «Swiss finishes» im revDSG noch auf ein Minimum 


reduziert werden, so erschafft der E-VDSG ohne Not neue Abweichungen (z.B. Art. 4 Abs. 1 und Art. 13 


Abs. 1 E-VDSG). Diese führen für unsere Schweizer Unternehmen mehrfachen Datenschutzstandards, 


die es zu beachten gilt, und damit zu einem mehrfachen Aufwand. Gerade für KMU wird dies zu einem 


kaum tragbaren Wettbewerbsnachteil führen.  
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Weiter leidet der E-VDSG an rechtsstaatlichen Mängeln, indem er die Regelungskompetenz der Exekutive 


überschreitet. Beim E-VDSG handelt es sich um die Ausführungsverordnung zum revDSG. Sein Inhalt 


entspricht aber in zahlreichen Punkten nicht einer Ausführungsverordnung: Der E-VDSG statuiert neue 


Pflichten, für die das revDSG keine gesetzliche Grundlage bietet (Art. 13 E-DSG). Zudem führt er 


Regelungen auf, die in ihrer Bedeutung den in der revDSG enthaltenen Bestimmungen gleichkommen und 


daher entweder auf gesetzlicher Ebene – im revDSG – zu statuieren wären (z.B. Art. 4, Art. 15 und Art. 16) 


oder einer entsprechenden Delegationsnorm als Grundlage auf Gesetzesstufe bedürfen würden. Der 


Art. 16 E-VDSG befand sich gar ursprünglich im Entwurf des revDSG, wurde jedoch im Laufe des 


parlamentarischen Verfahrens gestrichen und widerspricht damit zusätzlich dem expliziten Willen des 


Gesetzgebers. 


 


In Kombination führen diese Mängel des E-VDSG zu einem nicht unerheblichen Überarbeitungsbedarf, der 


sinnvollerweise im Rahmen einer gesamthaften Überprüfung angegangen werden sollte.  


 


Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme und für die Berücksichtigung unserer 


Überlegungen. 


 


Freundliche Grüsse 


 


 


FDP.Die Liberalen 
Der Präsident  Die Generalsekretärin 


 
 
 
 
 
 


Thierry Burkart Fanny Noghero 
Ständerat 
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Entwurf zur Totalrevision der Verordnung zum Bundesgesetz über den Datenschutz 


(VDSG): Vernehmlassung 


 


 


Sehr geehrte Frau Bundesrätin, sehr geehrte Damen und Herren 


 


Sie haben die GRÜNEN für eine Stellungnahme zur Verordnung zum Bundesgesetz über 


den Datenschutz eingeladen. Wir danken Ihnen für die Gelegenheit, uns zur Vorlage zu äus-


sern. 


 


Mit dem neuen Datenschutzgesetz (nDSG) und der Totalrevision der Verordnung zum Da-


tenschutzgesetz (VDSG) erfolgt eine Annäherung an die europäische Datenschutzgrundver-


ordnung (DSGVO), die global zu einem wichtigen Orientierungspunkt für den rechtlichen 


Schutz der Privatsphäre geworden ist. Die GRÜNEN begrüssen es, dass auch die Schweiz 


wichtige Schritte in diese Richtung unternimmt. 


 


Personen, Organisationen und Unternehmen müssen aufgrund dieser Entwicklungen ihre 


Prozesse datenschutztechnisch überprüfen und verbessern. Die VDSG soll ihnen dabei als 


rechtliche Vorgabe dienen. Allerdings ist uns aufgefallen, dass viele Begriffe in der VDSG 


schwammig bleiben – uns erscheint es deshalb fragwürdig, ob die VDSG eine genügende 


Anleitung für die Verantwortlichen schafft, die für eine angemessene Umsetzung der Regu-


lierungen zuständig sind. 


 


Zu den Artikeln nehmen wir im Detail wie folgt Stellung: 


 


Kapitel 1, Abschnitt 1 (Datensicherheit) 


Art. 1 Abs. 1, Bst. D erwähnt als die “Implementierungskosten” als eines mehrerer Kriterien 


zur Beurteilung von Massnahmen zur Gewährleistung der Datensicherheit. Es irritiert uns 


GRÜNE, dass die Kosten ein Kriterium sind: Es soll nicht von den Kosten abhängen, ob eine 


Massnahme angemessen ist, den Datensicherheits-Risiken zu begegnen. Zwar sagen die 


GRÜNE Schweiz 


Waisenhausplatz 21 
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Erläuterungen (S. 16), dass die Kosten keine Ausrede sein dürfen; und dass dieses Kriterium 


nur dann zum Zug kommt, wenn verschiedene (gleich) wirksame Massnahmen zur Auswahl 


stehen. Dies wird aber in den Bestimmungen nicht so abgebildet, sondern das Kriterium er-


scheint gleichwertig wie die Kriterien in den Bestimmungen a, b und c. Wir erwarten des-


halb eine Überarbeitung dieses Absatzes im Sinne dieser Ausführungen. 


 


Art. 2 gibt die Schutzziele der Datensicherheit vor. Allerdings werden diese verwässert, in-


dem diese lediglich «soweit angemessen» zu erreichen sind. Dies eröffnet für die Verant-


wortlichen Ermessensspielräume, welche der Datensicherheit zuwiderlaufen können. Wir 


beantragen deshalb, die Formulierung «soweit angemessen» zu streichen. 


 


Die von Art. 3 vorgegebene Protokollierungspflicht begrüssen wir sehr, sie ist wichtig für die 


Datensicherheit. Der Art. 4, welche die Massnahmen für Verantwortliche regelt, die beson-


ders schützenswerte Personendaten bearbeiten oder ein Profiling mit hohem Risiko durch-


führen, ist aus unserer Sicht ein Kernstück des künftigen Datenschutzes in der Schweiz. 


 


In Art. 4 Abs. 1 ist die Erstellung eines Bearbeitungsreglements für private Verantwortliche 


und deren Auftragsbearbeiter vorgesehen, die (1) umfangreich besonders schützenswerte 


Personendaten bearbeiten oder (2) ein Profiling mit hohem Risiko durchführen. Diese Ein-


grenzung erscheint willkürlich und deckt bei Weitem nicht die für die Persönlichkeitsrechte 


kritischen Datenbearbeitungen ab. Hier ist es angezeigt, die Voraussetzungen für die Da-


tenschutz-Folgenabschätzung zu übernehmen: Wenn die Bearbeitung ein hohes Risiko 


für die Persönlichkeit und die Grundrechte der betroffenen Personen beinhaltet, siehe Art. 22 


Abs. 1 nDSG). 


 


Wir möchten noch eine grundsätzliche Forderung zum 1. Abschnitt (Art. 1 bis 5) einbringen. 


Diese Artikel zur Datensicherheit erlauben es leider nicht, zu beurteilen, ob die «Mindestan-


forderungen» gemäss nDSG Art. 8 Abs 3 von den Verantwortlichen erfüllt bzw. die notwendi-


gen Bemühungen unterlassen wurden. Dies ist ein weiteres Beispiel für die bereits erwähnte 


Tendenz, dass die VDSG nicht genügend Klarheit und präzise Leitlinien schafft. Dabei gäbe 


es Konzepte – beispielsweise im ISG, Art. 17 –, welche den Schutzbedarf bei Daten sowie 


die Risiken in Kategorien einteilen und daraus klare Vorgaben für die nötigen Massnahmen 


ableiten. Dies fehlt im VDSG. Wir GRÜNE schlagen deshalb vor, den Abschnitt 1 der 


VDSG in diesem Sinne zu überarbeiten. 


 


Kapitel 1, Abschnitt 3 (Bekanntgabe von Personendaten ins Ausland) 


In Art. 8 (Angemessenheitsbeurteilung) erscheint uns mehr Transparenz nötig, dieser Grund-


satz wurde in diesem Artikel nicht umgesetzt. Der bisher verantwortliche EDÖB hat regel-


mässig auf seiner Webseite über aktuelle Entwicklungen und Anpassungen informiert. Auch 


der Bundesrat ist nun gehalten, seine Entscheidungen transparent der Öffentlichkeit zugäng-


lich zu machen. Wir beantragen deshalb, Art. 8 Abs. 3 zu ergänzen mit dem Satz: «Ent-


scheidungen, Änderungen und Anpassungen sind der Öffentlichkeit begründet, unver-


züglich und vollständig zugänglich zu machen». 


 


Die VDSG soll zudem Art. 8 Abs. 5 insofern präzisieren, dass der EDÖB nicht nur konsultiert 


wird, sondern seine Stellungnahmen auch materiell in der Beurteilung zu berücksichtigen 


sind. 
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Kapitel 2 


In Art. 13 Abs. 1, der sich eigentlich an der DSGVO (Art. 12) orientiert, fällt auf: Das Adjektiv 


«transparent» fehlt in der Aufzählung («präziser, verständlicher und leicht zugänglicher 


Form»). Wir gehen von einem Versehen aus und erwarten eine Korrektur bzw. Ergän-


zung des Wortes. 


 


Kapitel 3, Abschnitt 1 (Auskunftsrecht) 


Es befremdet uns GRÜNE, dass Art. 20 Abs. 1 vorsieht, dass die Form der Auskunft vom 


Willen der Verantwortlichen abhängig gemacht wird («Ist der Verantwortliche einverstanden, 


so kann das Begehren auch mündlich gestellt werden»). Das Auskunftsrecht ist ein zentraler 


Grundsatz des Datenschutzes und soll so wenig als möglich eingeschränkt werden. Die Ver-


ordnung muss deshalb das schriftliche oder mündliche Begehren gleichwertig fest-


schreiben oder auf eine Formvorgabe verzichten. 


 


In Art. 22, welcher die Fristen für die Auskunft regelt, relativiert leider Abs. 2 den vorange-


henden wichtigen Abs. 1, welcher 30 Tage festschreibt. Abs. 2 muss mit einer Maxi-


malfrist ergänzt werden, damit nicht eine Aufschubsklausel entsteht, welche es er-


möglicht, die Auskunftsfrist auf unbestimmte Zeit zu verlängern. 


 


Art. 23 legt Ausnahmen von der kostenlosen Auskunft fest. Aus unserer Sicht darf das nicht 


durch die Abschreckungswirkung von Kosten ausgehöhlt werden. Dabei ist es aber wichtig: 


Gemäss dem Grundsatz «Privacy by Design» sind die Verantwortlichen verpflichtet, ein Sys-


tem zu führen, das einen einfachen Zugang zu den bearbeiteten Daten ermöglicht (auch die 


Erläuterungen zur VDSG äussern sich in diesem Sinne). Falls die Verantwortlichen aufgrund 


eigenen Unvermögens einem «unverhältnismässigen» Aufwand aufgrund eines Auskunfts-


gesuches gegenüberstehen, ist dies in keinerlei Weise Grund zur Auferlegung von Kosten 


auf betroffene Personen. Deshalb ist Artikel 23 VDSG dahingehend zu ändern, dass die 


Auskunftserteilung immer kostenlos ist, unabhängig des Aufwands und im seltenen 


Falle eines klar rechtsmissbräuchlichen Auskunftsbegehrens, dieses abgewiesen 


würde. Verantwortliche, die häufig oder komplex Auskunft erteilen müssen, erhalten so auch 


einen Anreiz, die Auskunftserteilung zu automatisieren. 


 


Kapitel 3, Abschnitt 2 (Recht auf Datenherausgabe oder -übertragung) 


Die Datenherausgabe und -portabilität ist eine zentrale Errungenschaft in einer digitalen 


Welt, die leider zunehmend in Datensilos organisiert ist, deren Wände undurchdringlich ge-


macht werden. Art. 24 wird dieser Errungenschaft leider nicht gerecht; er gibt einfach vor, die 


Bestimmungen zu Auskunftsrecht sollen sinngemäss auch für die Datenportabilität umge-


setzt werden. Dabei wären gerade für eine leistungsfähige Datenportabilität präzise Vorga-


ben über das Format nötig. So ist es irritierend, dass nDSG Art. 28 ein elektronisches Format 


vorgibt, während die Verordnung im Auskunftsrecht (Art. 20) nur von «schriftlich» spricht. Die 


Verordnung wird der Intention der Datenherausgabe und -portabilität somit nicht gerecht und 


hinterlässt bezüglich Format grosse Unklarheiten. Art. 24 muss aus Sicht der GRÜNEN 


entsprechend überarbeitet werden. 


 


Kapitel 4 (Besondere Bestimmungen) 


Art. 26 nennt Organisationen, die kein Datenbearbeitungs-Verzeichnis führen müssen. Der 


Artikel setzt nDSG Art. 12 Abs. 5 um, welcher Unternehmen mit weniger als 250 Mitarbeiten-


den und geringen Risiken von dieser Pflicht ausnimmt. Ein hohes Risiko wird gemäss Art. 26 


im Entwurf daran festgemacht, dass «umfangreich besonders schützenswerte Personenda-


ten bearbeitet» werden oder «ein Profiling mit hohem Risiko durchgeführt» wird. Aus Sicht 
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der GRÜNEN sind durch diese Kriterien nicht alle für die Persönlichkeitsrechte kritischen Da-


tenbearbeitungen abgedeckt. Wir schlagen vor, hier die Voraussetzungen für die Daten-


schutz-Folgeabschätzung zu übernehmen: die Bearbeitung beinhaltet ein hohes Ri-


siko für die Persönlichkeit und die Grundrechte der betroffenen Personen, siehe nDSG 


Art. 22 Abs. 1). 


 


 


Wir danken Ihnen, Frau Bundesrätin, sehr geehrte Damen und Herren, für die Überarbeitung 


des Entwurfs gemäss unseren Vorschlägen. 


 


 


Freundliche Grüsse 


 


  
Balthasar Glättli Rahel Estermann 


Präsident stv. Generalsekretärin, Leiterin Politik 


 








Piratenpartei Schweiz, 3000 Bern 
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Sehr geehrter Frau Bundesrätin 


Sehr geehrte Damen und Herren 


 


Stellungnahme zur Totalrevision der Verordnung zum 
Bundesgesetz über den Datenschutz (VDSG) (Vernehmlassung 
2021/26) 
 
Bezugnehmend auf Ihre Vernehmlassungseröffnung zum Entwurf zur Totalrevision der Verordnung 


zum Bundesgesetz über den Datenschutz (VDSG) vom 23.06.2020 nehmen wir gerne Stellung und 


würden es zukünftig sehr begrüssen, wenn wir in Ihre Adressatenliste aufgenommen werden. 


Im Weiteren finden wir Piraten es sehr bedenklich, dass Sie für die Stellungnahme auf eine 


proprietäre Software verweisen (Word der Firma Microsoft), wo es doch heute zahlreiche offene 


und freie Dateiformate gibt. Wir entsprechen Ihrem Wunsch mit einer docx-Datei, welche auch in 


neueren Word Versionen geöffnet werden kann. 


Vorbemerkungen 


Neben unseren Ausarbeitungen zur Vernehmlassung an der Verordnung zum Bundesgesetz über 


den Datenschutz möchten wir noch kurz Anmerkungen zum zu Grunde liegenden Gesetz anfügen. 


Die Etablierung der Definition "Profiling mit hohem Risiko" erachten wir als sehr bedenklich. 


Jegliches Profiling hat ein hohes Risiko, eine Unterscheidung ergibt keinen Sinn. Datensparsamkeit 


ist deshalb grundsätzlich geboten. 


Mit dem Urteil "Schrems II" des EuGH sind Standardvertragsklauseln nicht mehr gültig. Der EDÖB 


hält hierzu explizit fest: "Die zusätzlichen technischen und organisatorischen Massnahmen 


müssen dergestalt sein, dass die Behördenzugriffe auf die übermittelten Personendaten im 


Zielland faktisch verhindert werden." [1] Infolge dessen besteht eine Dringlichkeit das DSG 


anzupassen. 


Ferner wird im Artikel 16 nDSG die Angemessensbeurteilung ausländischer 


Datenschutzgesetzgebung vom EDÖB an den Bundesrat übertragen. Wir befürchten, dass somit 
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Entscheide politischer Natur und nicht basierend auf Expertise gefällt wird. Um dies zu verhindern 


muss der EDÖB auch in Zukunft die Beurteilung vornehmen und der Bundesrat dies übernehmen.  


 


Stellungnahme zur Totalrevision der Verordnung zum Bundesgesetz über den Datenschutz 


Gerne nehmen wir zum Vorentwurf wie folgt Stellung: 


In Art. 2 wäre es wünschenswert, wenn eine klarere Unterscheidung zwischen Unternehmen, bei 


denen Datenverarbeitung nur administrativer Natur ist, und Unternehmen, deren Geschäftsmodell 


auf Datenerhebung, Analyse, Bereitstellung und/oder Nutzung basiert, eingeführt würde. Zwar 


kann argumentiert werden, dass die Klausel "soweit angemessen" diesem Umstand bereits 


Rechnung trägt, aber letztere Unternehmen sollten diesen Ermessensspielraum weiter eingegrenzt 


wissen, da ansonsten ein Missbrauch leichter möglich bleibt. 


In Art. 6 Abs. 1 vermissen wir die Definition, *wie* die vertrags- oder gesetzesgemässe 


Bearbeitung mindestens sichergestellt werden muss. So ist es zwar nur recht, dass der 


Auftraggeber weiterhin die Verantwortung tragen muss. Aber ohne Mindestvorgaben zur 


Sicherstellung bleibt die korrekte Wahrnehmung dieser Pflicht nicht nur für den Verantwortlichen, 


sondern auch für die betroffenen Personen unsicher. 


Art. 6 Abs. 2 ist wie das nDSG durch das Urteil Schrems II des EuGH[1] bereits wieder veraltet und 


nicht mehr mit EU-Recht kompatibel. Das kann den Zugang zum digitalen Binnenmarkt der EU 


gefährden. Um die zukünftige Relevanz der VDSG sicherzustellen, sollte der 2. Satz ("Andernfalls 


muss er  diesen  auf  vertraglichem  Wege sicherstellen") ersatzlos gestrichen oder durch einen 


Verweis auf EDÖB Richtlinien ersetzt werden, da Standardvertragsklauseln allein nicht mehr 


ausreichen. Der EDÖB schreibt hierzu: 


"Die zusätzlichen technischen und organisatorischen Massnahmen müssen dergestalt sein, dass 


die Behördenzugriffe auf die übermittelten Personendaten im Zielland faktisch verhindert 


werden." [2] 


Art. 8 Abs. 3-5 behandeln die "Angemessenheit des Datenschutzes" ausländischer Staaten. Darin 


wird eine periodische Neubeurteilung festgelegt, dessen Ergebnis in Anhang 1 aufgeführt werden 


soll. Es wäre wünschenswert, nicht nur die Ergebnisse, sondern auch die Entscheidungsfindung 


transparent zu führen. 


Mit der Degradierung des EDÖB zur Konsultationsstelle und der finalen Entscheidungsmacht beim 


Bundesrat (Art. 16 Abs. 1 DSG i.V.m. Abs. 6 E-VDSG) könnten gewisse Entscheide politischer 


ausfallen, als es der Sache angemessen wäre. Ein öffentlich und leicht einsehbarer 


Entscheidungsfindungsprozess würde diesem Problem entgegenwirken. 
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Art. 23 sieht Ausnahmen von der Kostenlosigkeit für das Auskunftsrecht vor, falls die Auskunft mit 


einem unverhältnismässigen Aufwand verbunden ist. In Bezug auf Unternehmen sollte auch hier 


deutlicher zwischen Unternehmen, bei denen Datenverarbeitung nur administrativer Natur ist, 


und Unternehmen, deren Geschäftsmodell auf Datenerhebung, Analyse, Bereitstellung und/oder 


Nutzung basiert, unterschieden werden. Der erläuternde Bericht zur Verordnung hat eine solche 


Unterscheidung bereits angedacht [3], findet sich aber nicht in der Verordnung selbst wieder. 


Wenn letztere Unternehmen intern effizient mit Daten umgehen können, sollen sie auch 


sicherstellen müssen, dass sie diese kostenlos aushändigen können. Auskünfte durch den Staat 


sollten grundsätzlich kostenlos zur Verfügung gestellt werden. Dahingehend muss der Staat auch 


darauf hinarbeiten seine Daten, Dokumente etc. automatisch der Öffentlichkeit frei zur Verfügung 


zu stellen. 


 


Schlussbemerkungen 
 


Wir beschränken uns in dieser Stellungnahme auf unsere Kernanliegen. Bei Verzicht unsererseits 


auf umfassende allgemeine Anmerkungen oder auf Anmerkungen zu einzelnen Regelungen, ist 


damit keine Zustimmung durch die Piraten zu solchen Regelungen verbunden. 


 


Kontaktdetails für Rückfragen finden Sie in der Begleit-E-Mail. 


 


Quellen: 


[1] 


https://www.edoeb.admin.ch/dam/edoeb/de/dokumente/2021/Anleitung%20f%C3%BCr%20di


e%20Pr%C3%BCfung%20von%20Daten%C3%BCbermittlungen%20mit%20Auslandbezug%


20DE.pdf.download.pdf/Anleitung%20f%C3%BCr%20die%20Pr%C3%BCfung%20von%20Dat


en%C3%BCbermittlungen%20mit%20Auslandbezug%20DE.pdf [N8] 


[2]  


https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf;jsessionid=B8741E9212ED1ABD98839AE0E


B8F1983?text=&docid=228677&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&


cid=10591711 



https://www.edoeb.admin.ch/dam/edoeb/de/dokumente/2021/Anleitung%20f%C3%BCr%20die%20Pr%C3%BCfung%20von%20Daten%C3%BCbermittlungen%20mit%20Auslandbezug%20DE.pdf.download.pdf/Anleitung%20f%C3%BCr%20die%20Pr%C3%BCfung%20von%20Daten%C3%BCbermittlungen%20mit%20Auslandbezug%20DE.pdf

https://www.edoeb.admin.ch/dam/edoeb/de/dokumente/2021/Anleitung%20f%C3%BCr%20die%20Pr%C3%BCfung%20von%20Daten%C3%BCbermittlungen%20mit%20Auslandbezug%20DE.pdf.download.pdf/Anleitung%20f%C3%BCr%20die%20Pr%C3%BCfung%20von%20Daten%C3%BCbermittlungen%20mit%20Auslandbezug%20DE.pdf

https://www.edoeb.admin.ch/dam/edoeb/de/dokumente/2021/Anleitung%20f%C3%BCr%20die%20Pr%C3%BCfung%20von%20Daten%C3%BCbermittlungen%20mit%20Auslandbezug%20DE.pdf.download.pdf/Anleitung%20f%C3%BCr%20die%20Pr%C3%BCfung%20von%20Daten%C3%BCbermittlungen%20mit%20Auslandbezug%20DE.pdf

https://www.edoeb.admin.ch/dam/edoeb/de/dokumente/2021/Anleitung%20f%C3%BCr%20die%20Pr%C3%BCfung%20von%20Daten%C3%BCbermittlungen%20mit%20Auslandbezug%20DE.pdf.download.pdf/Anleitung%20f%C3%BCr%20die%20Pr%C3%BCfung%20von%20Daten%C3%BCbermittlungen%20mit%20Auslandbezug%20DE.pdf

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf;jsessionid=B8741E9212ED1ABD98839AE0EB8F1983?text=&docid=228677&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=10591711

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf;jsessionid=B8741E9212ED1ABD98839AE0EB8F1983?text=&docid=228677&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=10591711

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf;jsessionid=B8741E9212ED1ABD98839AE0EB8F1983?text=&docid=228677&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=10591711
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[3] Totalrevision der Verordnung zum Bundesgesetz über den Datenschutz, Erläuternder Bericht 


zur Eröffnung des Vernehmlassungsverfahrens, S. 37/87, Art. 23. 


 


 


––––– 


Piratenpartei Schweiz, Arbeitsgruppe Vernehmlassungen, 14. Oktober 2021 
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Sozialdemokratische Partei 


der Schweiz 
Theaterplatz 4 


Postfach · 3001 Bern 
Telefon 031 329 69 69 


Telefax 031 329 69 70 
info@spschweiz.ch 


www.spschweiz.ch 


Per E-Mail  


Bundesamt für Justiz 


Bundesrain 20 


3003 Bern 


jonas.amstutz@bj.admin.ch 


Vernehmlassungsantwort zur  Totalrevision der Verordnung zum 
Bundesgesetz über den Datenschutz (VDSG) 
 
Sehr geehrte Frau Bundesrätin 
Sehr geehrte Damen und Herren 


Wir bedanken uns für die Möglichkeit zur Stellungnahme, die wir gerne wir folgt wahrnehmen: 


1 Grundsätzliche Bemerkungen 


Die SP Schweiz hat in der Vernehmlassung1 und in den parlamentarischen Debatten2 zur 
Totalrevision des Datenschutzgesetzes (nDSG) einen stärkeren Datenschutz für 
Bürger:innen und Konsument:innen gewünscht als vom Parlament schliesslich 
beschlossen. Vor diesem Hintergrund ist es für uns zentral, dass der Bundesrat in der 
Umsetzungsverordnung VDSG den vorhandenen Spielraum konsequent in Richtung von 
mehr Datenschutz nutzt. Unter diesem Blickwinkel unterstützt die SP Schweiz den Inhalt 
der vorgeschlagenen Umsetzungsvorlage im Grundsatz, fordert allerdings in einigen 
Punkten Verbesserungen (siehe dazu nachstehend unter Ziff. 2). 


                                                      


 
1 Vgl. Vernehmlassungsantwort SP Schweiz zur Totalrevision des Datenschutzgesetzes, April 2017, 
Ziff. 1. 
2 Siehe Eintretensvotum NR Cédric Wermuth, NR-Plenumsdebatte 17.059 Datenschutzgesetz. 
Totalrevision und Änderung weiterer Erlasse zum Datenschutz, 24.9.2019. 


 


Bern, 13.10.2021 



mailto:rechtsinformatik@bj.admin.ch
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2 Kommentar zu den wichtigsten Bestimmungen 


2.1. Kriterien zur Beurteilung Angemessenheit der 
Datensicherheitsmassnahmen (Art. 1 Abs. 1 E-VDSG) 


Für die SP Schweiz ist es zentral, dass die datenbearbeitenden Personen ausreichende 
technische und organisatorische Massnahmen zur Gewährleistung der Sicherheit dieser 
Daten vornehmen. Vor diesem Hintergrund halten wir es für verfehlt, die 
Implementierungskosten als Beurteilungskriterium zur Angemessenheit solcher 
Massnahmen explizit in der Verordnung zu erwähnen. 3 So ist für uns z.B. das Risiko einer 
Verletzung der Datensicherheit das viel relevantere Beurteilungskriterium für die zu 
treffenden Massnahmen. 


Folglich beantragt die SP Schweiz, Art. 1 Abs. 1 E-VDSG folgendermassen zu ändern: 


Art. 1 Grundsätze 


1 Ob die technischen oder organisatorischen Massnahmen zur Gewährleistung der 
Datensicherheit dem Risiko angemessenen sind, beurteilt sich nach den folgenden 
Kriterien: 


a. Zweck, Art, Umfang und Umstände der Datenbearbeitung; 


b. die Eintrittswahrscheinlichkeit einer Verletzung der Datensicherheit und deren 
potenziellen Auswirkungen für die betroffenen Personen; 


c. der Stand der Technik; 


d. Implementierungskosten. 


2 Die Massnahmen sind über die gesamte Bearbeitungsdauer hinweg in angemessenen 
Abständen zu überprüfen.  


2.2. Schutzziele zur Gewährleistung der Datensicherheit (Art. 2 E-
VDSG) 


Die SP Schweiz hält es für nicht angebracht, in der Umsetzungsverordnung explizit 
festzuschreiben, dass die Massnahmen zur Gewährleistung der Datensicherheit die 
Schutzziele nur insofern erreichen müssten, als diese Massnahmen angemessen seien. 4 
Einerseits ist der Angemessenheitsgrundsatz bereits allgemein auf Gesetzesebene 
verankert (vgl. Art. 6 Abs. 5 nDSG), andrerseits könnte die explizite Erwähnung der 


                                                      


 
3 Vgl. Erläuternder Bericht, S. 16. 
4 Siehe Erläuternder Bericht, S. 17.  
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Angemessenheit den falschen Eindruck erwecken, die zur Sicherstellung der 
Datensicherheit zu erreichenden Schutzziele zu relativieren. 


Folglich beantragt die SP Schweiz, Art. 2 E-VDSG folgendermassen zu ändern: 


Art. 2 Schutzziele 


Soweit angemessen, Die Massnahmen müssen zur Gewährleistung der Datensicherheit 
müssen folgende Schutzziele erreichen: 


2.3. Aufbewahrungsfrist der Protokolle bei automatisierten 
Datenbearbeitung mit hohem Risiko (Art. 3 Abs. 4 E-DSVG) 


Für die SP Schweiz ist es wichtig, dass bei einer automatisierten Bearbeitung von 
Personendaten mit einem hohen Risiko für die Persönlichkeit und die Grundrechte der 
betroffenen Personen die entsprechenden Protokolle ausreichend lange aufbewahrt 
werden müssen, um allfällige Datenschutzverletzungen nachträglich nachvollziehen zu 
können und daraus für weitere solche Datenbearbeitungen präventiv die richtigen Schlüsse 
gezogen werden können. Vor diesem Hintergrund unterstützt die SP Schweiz die 
Verlängerung der Aufbewahrungsfrist dieser Protokolle gegenüber der geltenden 
Verordnung (vgl. Art. 10 Abs. 2) von 1 auf 2 Jahre.5 Diese Frist darf folglich bei der 
Überarbeitung der Vorlage nicht gekürzt werden. 


2.4. Massnahmen zur Datenminimierung in den 
Bearbeitungsreglementen von privaten Personen (Art. 4 Abs. 2 lit. h 
E-DSVG) 


Für die SP Schweiz ist der Grundsatz der Datensparsamkeit ein zentrales Anliegen im 
Datenschutzrecht.6 Vor diesem Hintergrund begrüssen wir es ausdrücklich, dass der 
Bundesrat in der totalrevidierten Datenschutzverordnung festschreiben will, dass in den 
Reglementen für automatisierte Bearbeitungen von privaten Personen die Massnahmen zur 
Datenminimierung enthalten sein müssen (siehe Art. 4 Abs. 2 lit. h)7. 


 


                                                      


 
5 Siehe Erläuternder Bericht, S. 20. 
6 Vgl. Vernehmlassungsantwort SP Schweiz zur Totalrevision des Datenschutzgesetzes, April 2017, 
S. 6. 
7 Vgl. Erläuternder Bericht, S. 22. 
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2.5. Vorgaben zur Bekanntgabe von Personendaten ins Ausland (Art. 
8-12 E-VDSG) 


Ganz allgemein ist es für die SP Schweiz wichtig, dass bei der Bekanntgabe von 
Personendaten ins Ausland der Bundesrat sicherstellt, dass der Datenschutz dabei 
ausreichend gewährleistet wird. Vor diesem Hintergrund halten wir die Vorgaben in der 
neuen VDSG zur Beurteilung eines angemessenen Datenschutzniveaus von Staaten, 
Gebieten oder Sektoren grundsätzlich als sachgerecht und griffig 8. Wir fordern deshalb den 
Bundesrat dazu auf, bei den entsprechenden Beurteilungen diese Vorgaben konsequent 
anzuwenden.  


2.6. Mindestanforderungen an Datenschutzklauseln und Garantien 
bei Bekanntgabe von Personendaten in Staaten ohne 
Angemessenheitsbeschluss des Bundesrates (Art. 9 E-VDSG) 


Die SP Schweiz unterstützt der im Entwurf von Art. 9 E-VDSG enthaltene Vorschlag des 
Bundesrates, für Datenschutzklauseln und spezifische Garantien bei der Bekanntgabe von 
Personendaten in Staaten ohne Angemessenheitsbeschluss des Bundesrates gewisse 
Mindestanforderungen auf Verordnungsstufe festzuschreiben. Diese Vorgaben sind umso 
wichtiger, weil diese Klauseln resp. Garantien gemäss den gesetzlichen Vorgaben (vgl. Art. 
16 Abs. 2 lit. b nDSG) vom EDÖB nicht genehmigt, sondern nur zur Kenntnis genommen 
werden müssen. 9 


2.7. Genehmigungspflicht des EDÖB von Verhaltenskodizes zur 
Bekanntgabe von Personen ins Ausland (Art. 12 Abs. 2 E-VDSG) 


Um bei der Bekanntgabe von Personendaten ins Ausland gestützt auf unternehmensinterne 
Verhaltenskodizes die Sicherstellung eines angemessenen Datenschutzes wirksam zu 
kontrollieren zu können, begrüsst die SP Schweiz die vorgesehene Genehmigungspflicht 
dieser Verhaltenskodizes durch den EDÖB. 10  


                                                      


 
8 Vgl. Erläuternder Bericht, S. 25ff.  
9 Vgl. Erläuternder Bericht, S. 27. 
10 Siehe Erläuternder Bericht, S. 29. 
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2.8. Benachteiligungsverbot bei Verlangen der Überprüfung einer 
automatisierten Einzelentscheidung durch eine natürliche Person 
(Art. 17 E-VDSG) 


Für die SP Schweiz ist es wichtig, dass Diskriminierungen bei automatisierten 
Einzelentscheidungen bestmöglich verhindert werden.11 Deshalb begrüssen wir es 
ausdrücklich, dass der Bundesrat in der Umsetzungsverordnung festschreiben will, dass 
Personen, welche die Überprüfung einer automatisierten Einzelentscheidung durch eine 
natürliche Person verlangen dadurch nicht benachteiligt werden dürfen. 12 Damit soll 
richtigerweise verhindert werden, dass betroffene Person davor zurückschrecken, eine 
solche Überprüfung einzufordern. 


2.9. Aufbewahrungsfrist für Datenschutz-Folgeabschätzung (Art. 18 
E-VDSG) 


Die SP Schweiz begrüsst die vom Bundesrat vorgeschlagene Aufbewahrungsfrist für die 
Datenschutz-Folgeabschätzung von 2 Jahren.13 Um zu ermöglichen, dass allfällige 
Schwierigkeiten bei der Umsetzung dieser Datenschutz-Folgeabschätzung auch lange 
genug zurück noch nachvollzogen werden können, darf diese Frist nicht verkürzt werden 
(vgl. dazu auch oben stehend unter Ziff. 2.3.) 


2.10. Informationspflicht auch über Zeitpunkt und Dauer von 
Datensicherheitsverletzungen (Art. 19 Abs. 3 E-VDSG) 


Um den von einer Datensicherheitsverletzung betroffenen Personen zu ermöglichen, das 
Ausmass und das Risiko dieser Verletzung so gut wie möglich abzuschätzen, sollen die 
verantwortlichen Personen zusätzlich auch den Zeitpunkt und die Dauer dieser 
Verletzungen den betroffenen Personen und nicht wie vom Bundesrat vorgeschlagen 14 nur 
dem EDÖB melden müssen. 


Die SP Schweiz fordert folglich, Art. 19 Abs. 3 folgendermassen zu ergänzen: 


Art. 19 Meldung von Verletzungen der Datensicherheit 


3 Der Verantwortliche teilt den betroffenen Personen in einfacher und verständlicher 
Sprache mindestens die Informationen nach Absatz 1 Buchstaben a, b, e, f und g mit. 


                                                      


 
11 Vgl. Vernehmlassungsantwort SP Schweiz zur Totalrevision des Datenschutzgesetzes, April 2017, 
S. 5f. 
12 Siehe Erläuternder Bericht, S. 31. 
13 Vgl. Erläuternder Bericht, S. 32. 
14 Siehe Erläuternder Bericht, S. 33.  
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2.11. Kostenlosigkeit des Auskunftsrechts über Datenbearbeitungen 
(Art. 23 E-VDSG) 


Für die SP Schweiz ist es wichtig, dass das Auskunftsrecht von Personen über die 
Bearbeitung ihrer Personendaten in den allermeisten Fällen kostenlos wahrgenommen 
werden kann. Vor diesem Hintergrund verlangen wir, die ausnahmsweise Kostenbeteiligung 
bei unverhältnismässigem Aufwand gemäss Art. 23 Abs. 1 E-VDSG in der Praxis restriktiv 
anzuwenden, das Kostendach von 300.- von Art. 23 Abs. 2 nicht zu erhöhen und 
schliesslich keine weiteren Ausnahmen von der Kostenlosigkeit vorzusehen.15  


2.12. Ausnahme von der Pflicht zur Führung eines Verzeichnisses 
der Bearbeitungstätigkeiten bei KMU mit nicht umfangreicher 
Bearbeitung von besonders schützenswerten Personendaten (Art. 26 
lit. a E-VDSG) 


Um die Sicherstellung des Datenschutzes bei der Bearbeitung von besonders 
schützenswerten Personendaten auch bei KMUs zu gewährleisten, wünscht sich die SP 
Schweiz, dass der Verzicht auf die Führung eines Verzeichnisses der 
Bearbeitungstätigkeiten bei nicht umfangreicher Datenbearbeitung im Sinne von Art. 26 lit. 
a konsequent angewandt wird und dabei insbesondere der Begriff der umfangreichen 
Bearbeitung solcher Daten nicht zu restriktiv ausgelegt wird.16  


2.13. Ernennung des/der Datenschutzberater:in bei Bundesorganen 
(Art. 27 E-VDSG) 


Für die SP Schweiz ist eine wirkungsvolle Tätigkeit der Datenschutzberater:innen in den 
Bundesorganen wichtig, um der Vorbildfunktion der Bundesverwaltung beim Datenschutz 
nachkommen zu können. Deshalb fordern wir aus den folgenden zwei Gründen, dass jedes 
Bundesorgan einen eigenen / eine eigene Datenschutzberaterin ernennen muss: Erstens ist 
jedes Bundesorgan in Bezug auf Anzahl Mitarbeitende und Anzahl bearbeitender Daten 
gross genug, dass es rechtfertigt, eine eigene Datenschutzberaterin / einen eigenen 
Datenschutzberater zu ernennen. Und zweitens kennen interne Datenschutzberater:innen 
die Mitarbeitende und die Betriebskultur des Bundesorgans besser als Berater:innen 
anderer Bundesorgane und können ihre Aufgaben deshalb effektiver wahrnehmen. 17  


 


 


                                                      


 
15 Vgl. Erläuternder Bericht, S. 37. 
16 Vgl. Erläuternder Bericht, S. 39f. 
17 Vgl. Erläuternder Bericht, S. 40.  
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Die SP Schweiz fordert folglich, Art. 27 folgendermassen zu ergänzen: 


Art. 27 Ernennung 


Jedes Bundesorgan ernennt eine Datenschutzberaterin oder einen Datenschutzberater. 
Mehrere Bundesorgane können gemeinsam eine Datenschutzberaterin oder einen 
Datenschutzberater ernennen. 


 
 
Wir bitten Sie, unsere Anliegen bei der Überarbeitung der Vorlage zu berücksichtigen. 
 


Mit f reundl ichen Grüssen 


SOZIALDEMOKRATISCHE PARTEI DER SCHWEIZ 


 


  


Mattea Meyer Cédric Wermuth 


Co-Präsidentin Co-Präsident 


 


Claudio Marti 


Politischer Fachsekretär 
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Madame la Conseillère fédérale 
Karin Keller-Sutter 
Département fédéral de justice et 
police  
Palais fédéral ouest 
3003 Berne 
 
Par courrier électronique : 
jonas.amstutz@bj.admin.ch 


 
 


 


Berne, le 25 octobre 2021 


 
 
Révision totale de l’ordonnance relative à la loi fédérale sur la protection des 
données 
 
Réponse de l’UDC Suisse à la procédure de consultation 
 
 
Madame la Conseillère fédérale, 


Mesdames et Messieurs, 


L’UDC Suisse vous remercie de l’avoir consultée au sujet de l’objet cité en titre. Après 
avoir examiné les détails du projet, elle a l’avantage de se prononcer comme suit :  


L’UDC regrette que la modification de l’ordonnance ne se limite pas à la stricte 
mise en œuvre de la loi révisée adoptée par les chambres fédérales et instaure 
plutôt des normes trop contraignante et manquant de souplesse. L’UDC 
demande le renvoi au Conseil fédéral et la présentation d’un projet moins 
bureaucratique et plus souple. 


Alors que l’ordonnance devrait simplement mettre en œuvre la loi adoptée par le 
parlement, il faut constater que le Conseil fédéral souhaite utiliser sa marge de 
manœuvre de manière trop formaliste. Cela se remarque en matière de sous-traitance 
(art. 6), de communication sur la structure du groupe (art. 11) ou encore de 
communication des données personnelles (art. 15).  


Il convient de revoir cette vision contraignante et de proposer un projet prenant moins 
d’initiatives en comparaison avec la loi. A ce sujet, l’obligation pour chaque office de 
désigner un conseiller à la protection des données va clairement trop loin (art. 27).  
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Réitérant ses remerciements de l’avoir associée à cette consultation, l’UDC Suisse 
vous prie de croire, Madame la Conseillère fédérale, Mesdames et Messieurs, à 
l’assurance de sa considération. 


Avec nos meilleures salutations 


UNION DÉMOCRATIQUE DU CENTRE 


 


Le président du parti   Le secrétaire général 


 


 


 


Marco Chiesa    Peter Keller 


Conseiller aux Etats   Conseiller national 





